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imaKILLER

Der Klimaschutz Uberfordert in Europa immer mehr Unternehmen. Viele

verweigern bereits die Abgabe von CO:-Zertifikaten, andere lassen sich

von ihren Regierungen freikaufen. Auch deutsche Firmen leiden darunter

Auch um das Stahl-Werk im englischen Scunthorpe zu retten, driickte die britische Regierung beim Klimaschutz beide Augen zu

Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie,
dass der Siindenfall der europidischen
Klimapolitik in Groflbritannien statt-
fand. Das Konigreich schaffte es irgend-
wann nicht mehr, beiden Anspriichen
gerecht zu werden: Vorkdmpfer an der
Klimafront zu sein und gleichzeitig Ver-
fechter der freien Marktwirtschaft. Am
30. April 2019 um Mitternacht kam es
zum Crash.

VON DANIEL WETZEL

An jenem Tag und zu dieser Stunde
musste der Stahlkonzern British Steel
5,75 Millionen CO.-Berechtigungen bei
der EU-Kommission abgeben. Denn so
verlangt es das Europédische Emissions-
handelssystem: Fiir jede Tonne Treib-
hausgas, die eine Fabrik durch den
Schornstein jagt, muss das Unterneh-
men einen Berechtigungsschein vorwei-
sen konnen. Ahnlich wie ein Kontrolleur
in Bussen und Bahnen sammelt die EU-
Kommission stets am 30. April die Ti-
ckets ein, um sie zu entwerten. Wer
keins hat, zahlt eine empfindliche Strafe
von 107 Euro pro Tonne CO.. British
Steel fuhr ohne Fahrschein. Nur das
wettbewerbswidrige Eingreifen der bri-
tischen Regierung verhinderte in letzter
Minute, dass die Klimastrafe British
Steel in die Pleite trieb.

ie Vorginge um den englischen
D Stahlkonzern zeigen beispiel-

haft die enorme Belastung euro-
pdischer Unternehmen durch rapide
steigende Klimaschutz-Abgaben. Sie
tiberfordern aber nicht nur die Unter-
nehmen, sondern auch die EU und ihre
Mitgliedsstaaten bei der Durchsetzung
fairer Regeln fiir alle. Denn je héher der
Preis steigt, desto mehr wird getrickst.
Das verzerrt den Wettbewerb in Europa
und verhindert einen marktwirtschaftli-
chen Klimaschutz. Doch die Regierun-
gen stecken in einem Dilemma: Setzen
Sie die Regeln durch, riskieren sie im-

mer mehr Pleiten und Arbeitsplatzver-
luste in ihren Léndern.

Unmittelbar ausgelost wurde die bri-
tische Misere zwar durch einen Sonder-
fall, den Brexit. Doch die Reaktion der
britischen Regierung hat in Europa
Nachahmer gefunden und ermuntert
iiberdies immer mehr Unternehmen, die
Vorschriften des ,European Emissions
Trading Scheme* (ETS) zu unterlaufen
- oft zum Schaden deutscher Wettbe-
werber, die sich an die teuren Auflagen
halten. Dabei entwickelt sich das Kos-
tenproblem auf explosive Weise weiter:
Als British Steel Anfang 2019 seine Kli-
maschulden nicht mehr begleichen
konnte, lag der CO.-Preis bei 26 Euro. Er
hatte sich zuvor innerhalb von zwei Jah-
ren verflinffacht. Heute liegt der Preis
bei iiber 56,20 Euro.

Bereits im Laufe des Monats Mirz
wurden die britischen Konzernbosse
nervos wie ein Schwarzfahrer, der den
Ticketkontrolleur den Waggon betreten
sieht. Normalerweise erhalten Indus-
triebetriebe, die im internationalen
Wettbewerb stehen, schon im Februar
von ihren nationalen Umweltbehdrden
eine auskommliche Menge CO.-Gut-
scheine gratis zugeteilt. Doch weil der
No-Deal-Brexit drohte, hatte die EU
diesmal keine Zertifikate herausgeriickt.
Und alle Emissionsberechtigungen aus
dem Vorjahr hatte der Konzern ldngst an
der Borse oder im freien Handel zu Geld
gemacht. Jetzt stand im EU-Emissions-
handel der Zahltag bevor und British
Steel war blank.

Da griff der damalige britische Wirt-
schaftsminister Greg Clark ein, um Bri-
tish Steel und 4200 Jobs zu retten. Es
galt zu verhindern, dass dem von hohen
Energiepreisen ohnehin gestressten
Konzern bei einem Umsatz von 1,4 Milli-
arden Pfund eine EU-Strafe von 600
Millionen Pfund wegen fehlender Emis-
sionsberechtigungen auferlegt wiirde.
Clarks Ministerium kaufte fiir 120 Mil-
lionen Pfund CO.-Gutscheine und lieh
sie dem Stahlkonzern. Die Pleite war ab-
gewendet. Tags drauf rechtfertigte
Clark im Parlament den wettbewerbs-
widrigen Staatseingriff mit ,einmaligen
und auflergewdhnlichen Umstdnden®.

Sinn und Zweck des Emissionshan-
dels ist es, Investitionen in klimafreund-
liche Technologien anzureizen. Unter-
nehmen, die modernisieren und so CO.-
Gutscheine iibrig behalten, kdnnen die-
se weiterverkaufen. Jede Firma kann ab-
wigen, ob fiir sie der Kauf von Klima-
technik giinstiger ist oder der Kauf von
CO:-Zertifikaten. Diese Art gewollter

Ablasshandel sorgt dafiir, dass Klima-
schutz dort zuerst stattfindet, wo er am
glinstigsten ist. Ein volkswirtschaftlich
unschitzbarer Vorteil. Weil die EU die
Menge der umlaufenden CO.-Berechti-
gungen Jahr fiir Jahr kiirzt, ist das Errei-
chen des Klimaschutzziels - anders als
bei einer CO.-Steuer - garantiert.

och das System funktioniert nur
D dann effizient, wenn sich alle

Unternehmen an die Regeln hal-
ten und bei etwaigen Verstdfien sanktio-
niert werden - und nicht von ihren Re-
gierungen freigekauft werden. Doch das
scheint immer hiufiger der Fall zu sein.
Héndler und Hedgefonds konnten je-
denfalls aus dem Fall British Steel eini-
ges lernen: Unternehmen mit hohen
Emissionen gehen auch bei hohen CO.-

Gutscheinen kurzfristige Liquiditéts-
engpisse zu {iberbriicken, statt sie zur
spiteren Erflillung ihrer Nachweis-
pflicht auf dem Konto zu lassen. Andere
Betriebe zahlen ihre CO.-Schulden am
30. April nicht aus den dafiir bestimm-
ten Gutscheinen des abgelaufenen Jah-
res. Sie nehmen stattdessen im Februar
die neuen Zertifikate. Eine Art Klima-
Buchhaltung auf Pump, die in einer Zeit
rasant steigender CO:-Preise ein bdses
Loch in die Kasse reifien kann. Doch die
Firmen haben aus Kapitalmangel oft gar
keine andere Wahl mehr, als den Kauf
der teuren CO.-Rechte bis zum letzt-
moglichen Termin hinauszuschieben.
Andere europdische Unternehmen
geben erst gar keine CO.-Tickets zum
Stichtag mehr ab - weil sie darauf bauen
konnen, dass ihre nationalen Umweltbe-

Die CO2-Preise haben sich in fUnf Jahren verzehnfacht
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Preisen nicht gleich unter: Sie werden
im Zweifel durch nationale Politiker
rausgehauen. Die Regierung tritt am
Zertifikate-Markt als Grofeinkdufer auf
und treibt so die Preise weiter nach
oben. Ein Wissen, mit dem sich gewinn-
bringend spekulieren ldsst. Experten
halten die Einmischung sogar fiir den
Hauptgrund des Preisanstiegs.

Tatsédchlich hat das Beispiel Nachah-
mer gefunden. So gewdhrte die Regie-
rung Ruméniens Ende Mérz dem Kohle-
Riesen Oltenia Energy Complex einen
Kredit {iber 241 Millionen Euro, damit
dieser fehlende CO.-Berechtigungen
nachkaufen konnte. Auch hier hitte die
drohende Klimastrafe der EU {iber fast
eine Milliarde Euro wohl die Zahlungs-
unfihigkeit eines systemrelevanten Un-
ternehmens bedeutet. Kein Wunder,
dass Ruminien da lieber ein EU-Beihil-
feverfahren riskiert.

Andernorts sind Unternehmen der
Versuchung erlegen, mit den geldwerten

Quelle; ICE Futures Europe, Bloomberg

horden beide Augen zudriicken und kei-
ne Sanktionsbescheide ausstellen. Das
Nachsehen haben andere. Ein osteuro-
pdischer Diingemittelkonzern etwa, der
sich auf diese Weise vor der Klima-Abga-
be driickt, kann mit seinen entspre-
chend billigeren Produkten Wettbewer-
ber in anderen EU-Staaten leicht aus
dem Felde schlagen. Jiirgen Hacker,
Emissionshandelsexperte der Berliner
Umweltmanagement-Beratung  UMB,
sieht daher ,,dringenden Reformbedarf*
im Emissionshandel.

»Es wird zunehmend nicht mehr fair
gespielt®, urteilt auch Michael Kroeh-
nert vom Bundesverband Emissions-
handel und Klimaschutz (BVEK) und
Betreiber der Plattform ,Emissions-
hindler.com“. Ablesen kann er das aus
dem offentlich zuginglichen CO--Re-
gister der EU-Kommission, das fiir jede
Industrieanlage Europas festhilt, ob
der Betreiber genau so viele Berechti-
gungsscheine eingereicht hat, wie Ton-
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nen CO: emittiert wurden. Sind es zu
wenige, erhilt das Unternehmen dort
ein ,B“ als Bestdtigung des Regel-
bruchs. Jedes ,B“ in der Tabelle des
EU-Registers miisste unmittelbare
Sanktionen von 107 Euro pro Tonne
CO: nach sich ziehen.

Kroehnert hat nachgezihlt, wie viele
CO:-Berechtigungen im EU-Register
fehlten. Danach haben zum April 2021
fiir das Jahr 2020 in Griechenland fiinf
Prozent der Industrieanlagen keine Ab-
gaben getitigt, in Ruménien und Ungarn
waren es 2,6 Prozent. Selbst in Frank-
reich hatten 1,23 Prozent der Betriebe
ihre Verpflichtungen nicht erfiillt. Ins-
gesamt wurden damit in Europa inner-
halb eines Jahres mindestens 7,7 Millio-
nen CO:-Berechtigungen unterschlagen.
Die sdumigen Betriebe miissten nun ei-
gentlich Strafbefehle von ihren nationa-
len Umweltbehdrden iiber 8oo Millio-
nen Euro auf dem Tisch haben.

In Zukunft diirften es deutlich mehr
werden, weil die Preise fiir CO.-Zertifi-
kate, nicht zuletzt wegen des ,Green
Deals“ der EU-Kommission, wohl noch
deutlich teurer werden. In Deutschland
addiert sich diese Belastung noch zur
rein national eingefiihrten CO.-Abgabe
auf Benzin, Heizol und Gas. Experte
Kroehnert sieht zunichst Mittelstédndler
aus den Bereichen Papier- und Gasher-
stellung bedroht: ,Das sind die Bran-
chen, die zuerst bei Preisen iiber 40 Eu-
ro pro Zertifikat in die Knie gehen.“

Is erstes deutsches Opfer der
A Preis-Rally am CO.-Markt diirfte

der Papierhersteller Zanders in
Bergisch Gladbach gelten. Die Firma
hatte schon seit Jahren finanzielle Pro-
bleme und kam durch den Nachfrage-
riickgang wihrend der Pandemie weiter
unter Druck. Am Ende stand das Unter-
nehmen aber auch noch vor dem Pro-
blem, 60.000 CO.-Gutschriften fiir rund
drei Millionen Euro beschaffen zu miis-
sen, um eine EU-Strafe von sechs Millio-
nen Euro zu vermeiden. Vielleicht hitte
sich ein Investor gefunden, das Traditi-
onsunternehmen zu iibernehmen und
zu retten. Doch das Millionen-Defizit
fiir noch zu kaufende CO.-Berechtigun-
gen und die drohende Strafzahlung an
die Deutsche Emissionshandelsstelle
hitten jeden Interessenten wohl vertrie-
ben. Am 30. April dieses Jahres stellte
das Unternehmen mit seinen 380 Mitar-
beitern im 192. Jahr seines Bestehens
den Betrieb ein. Es war der Tag, an dem
das Unternehmen die CO.-Zertifikate
ans EU-Register hitte abgeben miissen.
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VON PHILIPP VETTER

Aufgestautes
Fernweh

Sind Sie auch im Reisefieber? Ge-
fiihlt geht es ja ab nichster Woche
wieder los: In den ersten Bundesldn-
dern Offnen die Hotels, und wer
geimpft oder getestet ist, kann end-
lich wieder Urlaub machen - also
auch innerhalb Deutschlands. Auf
Mallorca ging das ja seltsamerweise
schon seit Wochen. Aber auch immer
mehr Urlaubsldnder lockern ihre
Einreisebestimmungen oder konn-
ten von der Liste der Risikogebiete
gestrichen werden, sodass nach der
Auszeit am Strand nicht noch min-
destens eine Quarantdnewoche zu
Hause wartet. Das aufgestaute Fern-
weh scheint enorm zu sein, selten
wurde so viel {iber Urlaubspline fiir
Pfingsten, den Sommer oder wenigs-
tens den Herbst gesprochen. Nach
dem Endlos-Lockdown wollen alle
nur eins: raus. Aber selbst wenn Thr
Urlaub erst in einigen Wochen statt-
findet, schauen Sie lieber jetzt schon
mal, ob Sie auch alle nétigen Doku-
mente parat haben. Ich meine jetzt
nicht einen aktuellen PCR-Test oder
den Impfpass. Nehmen Sie ruhig
jetzt schon mal wieder Thren Reise-
pass in die Hand, sonst geht es Thnen
am Ende wie mir. Ich befinde mich
ndmlich auf unbestimmte Zeit weiter
in einem personlichen Lockdown -
verhidngt vom Land Berlin. Denn in
den Pandemiemonaten ist mein Pass
abgelaufen. Habe ich natiirlich jetzt
erst gemerkt. Ich wiirde ja einen neu-
en beantragen, das Problem ist nur:
Die Berliner Bezirksimter sind wei-
ter im Krisenmodus, keine Termine
bis einschliefflich Juli. Na ja, wenn
wir eins in der Pandemie gelernt ha-
ben, dann ist es: An der Ostsee und
im Harz ist es ja auch schon.

Tausende
Hindler planen
Corona-Klage

Herausforderung fur die
Verwaltungsgerichte

uf die deutschen Verwaltungs-
A gerichte rollt eine gewaltige
Klagewelle wegen der Corona-
Hilfen zu. Der Handelsverband
Deutschland (HDE) geht davon aus,
dass mehrere Tausend Einzelhéindler
entschlossen sind, Unterstiitzung
nach den Regeln der November- und
Dezemberhilfen auf dem Rechtsweg
durchzusetzen. Rund 10.000 Einzel-
héndler haben diese Hilfen bis zum
Ende der Antragsfrist am 30. April be-
antragt. Das ergibt sich aus HDE-
Hochrechnungen auf der Basis einer
Mitgliederumfrage aus der vergange-
nen Woche, deren wesentliche Resul-
tate WELT AM SONNTAG vorliegen.
Die Beantragung ist nur aus verfah-
renstechnischen Griinden sinnvoll.
Auf eine Zuteilung koénnen die Kauf-
leute nicht hoffen, weil die grof3ziigi-
gen November- und Dezemberhilfen
vor allem fiir die Gastronomie vorge-
sehen sind. Danach ersetzt der Staat
bis zu 75 Prozent der entgangenen
Umsidtze. Die Antrdge der Hindler
schaffen aber die Voraussetzung fiir
weitere rechtliche Schritte. Gegen
ablehnende Bescheide kdnnen die Be-
troffenen Widerspruch einlegen und
so ein verwaltungsrechtliches Vorver-
fahren in Gang setzen. Dieses wieder-
um ist Bedingung fiir spétere Klagen
gegen die Verletzung des Gleichheits-
grundsatzes im Grundgesetz.
Obwohl viele Geschifte seit dem
16. Dezember geschlossen seien, hit-
ten sie keinen Anspruch auf die
umfangreiche Hilfe, sondern wiirden
auf den schmaleren Fixkostenzu-
schuss verwiesen, so die Hindler-
lobby. ,,Das ist eine klare Ungleich-
behandlung im Vergleich zur Gastro-
nomie“, sagte HDE-Chef Stefan
Genth. Nur gerechtere Hilfen kénn-
ten die Klagewelle noch abwenden.
Eine Musterklageschrift sei vorbe-
reitet. MICHAEL GASSMANN


Jürgen Hacker
Hervorheben


